Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1501 


Sachgebiet 2171 


Vorblatt 


Änderung des Ersten Gesetzes 
über individuelle Förderung der Ausbildung 

(Antrag der Abgeordneten Köster, Frau Schanzenbach, 
Krall und der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP) 


A. Problem 

Teilweise Freistellung der Waisenrenten und Waisengelder 
von der Anrechnung auf den Bedarf des halb- oder Vollwaisen 
Auszubildenden nach dem Ausbildungsförderungsgesetz. 


B. Lösung 

In Artikel 1 wird bestimmt, daß und in welcher Höhe Waisen- 
renten und Waisengelder anrechnungsfrei bleiben. 


C, Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Da weder die Zahl der in Ausbildung befindlichen noch der 
geförderten Waisen bekannt ist, ist die Höhe der erforderlichen 
Mehraufwendungen nicht zu schätzen. Da aber das Einkommen 
der Auszubildenden bei der Berechnung der Gesamtaufwen- 
dungen für die Ausbildungsförderung nicht bekannt war und 
darum dieser den Haushalt entlastende Betrag nicht berück- 
sichtigt werden konnte, sind die erforderlichen Mehraufwen- 
dungen im Haushalt 1971 und der Finanzplanung gedeckt. 
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Antrag 

der Abgeordneten Köster, Frau Schanzenbach, Krall und der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Ersten Gesetzes über individuelle Förderung 

der Ausbildung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Erste Gesetz über individuelle Förderung 
der Ausbildung (Ausbildungsförderungsgesetz) vom 
19. September 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1719) wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 12 Abs. 1 wird folgender Satz 1 a eingefügt: 

„Waisenrenten und Waisengelder gelten in Höhe 
der tatsächlich geleisteten Beträge nach Abzug 
der darauf entfallenden Einkommensteuer, Kir- 
chensteuer und Ergänzungsabgabe zur Einkom- 
mensteuer als Einkommen." 


2. In § 14 wird folgender Absatz 2 a eingefügt: 

„(2 a) Von der Waisenrente und dem Waisen- 
geld des Auszubildenden bleiben jährlich an- 
rechnungsfrei 840 Deutsche Mark." 

Artikel 2 

§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. 


Bonn, den 2. Dezember 1970 


Köster 

Frau Schanzenbach 
Krall 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


Nach § 14 des Ausbildungsförderungsgesetzes 

(AföG) sind Waisenrenten — mit Ausnahme der 
Grundrenten nach dem Bundesversorgungsgesetz — 
und Waisengelder voll auf den Bedarf des Auszu- 
bildenden anzurechnen. Da Waisenrente und Wai- 
sengeld Unterhaltsersatzfunktion haben, d. h. an die 
Stelle der Unterhaltsleistung des verstorbenen 
Elternteils treten, ist eine Anrechnung im Prinzip 
auch gerechtfertigt. Die nach dem geltenden Recht 
vorzunehmende volle Anrechnung trägt aber dem 
Umstand nicht Rechnung, daß sich bei den Voll- und 
Halbwaisen der Freibetrag von 50 DM vom Ein- 
kommen der Eltern nach § 16 Abs. 3 Nr. 1 AföG, 
der deren unmittelbare Aufwendungen für den Aus- 
zubildenden decken soll, in der Regel nicht auswirkt 
und zudem diese Auszubildenden häufig einen 
Mehrbedarf für die Abgeltung ihrer persönlichen 
Betreuung haben. 

Bei der Ausführung des Ausbildungsförderungsge- 
setzes ist die in der vollen Anrechnung für viele 
Halb- und Vollwaisen liegende Härte besonders 
deutlich in den Ländern empfunden worden, die in 
den vor Inkrafttreten des AföG geltenden landes- 
rechtlichen Förderungsbestimmungen die Waisen- 
renten und Waisengelder in größerem Umfang an- 
rechnungsfrei gestellt hatten. 

Aus den angeführten Gründen sind Waisenrenten 
und Waisengelder teilweise anrechnungsfrei zu stel- 
len. 


Die Höhe des Freibetrages ist nach den Gesichts- 
punkten zu bestimmen, die den besonderen Freibe- 
trag selbst rechtfertigen: Zum Ausgleich des Freibe- 
trages vom Elterneinkommen nach § 16 Abs. 3 Nr. 1 
AföG ist danach ein Betrag von 50 DM und für 
die Aufwendungen für die persönlichen Betreuungs- 
leistungen ein Betrag von 20 DM, also ein Gesamt- 
freibetrag von 70 DM vorzusehen. 

Die erweiterte Freistellung des eigenen Einkommens 
des Auszubildenden führt zu Mehraufwendungen, 
deren Höhe sich nicht schätzen läßt, da weder die 
Zahl der Waisen, die Leistungen nach dem AföG er- 
halten, noch die Zahl der Waisen, die sich in einer 
nach diesem Gesetz förderungsfähigen Ausbildung 
befinden, bekannt ist. Die Mehraufwendungen sind 
aber aus folgendem Grund durch den Ansatz im 
Haushalt 1971 sowie in der Finanzplanung gedeckt: 
über das eigene Einkommen des Auszubildenden 
stehen dem Statistischen Bundesamt Unterlagen 
nicht zur Verfügung. Bei der Berechnung der für die 
Leistungen nach dem AföG erforderlichen Finanz- 
mittel konnte daher eine Minderung dieser Auf- 
wendungen duch Anrechnung des eigenen Einkom- 
mens der Auszubildenden nicht berücksichtigt wer- 
den. Eine nachträgliche Erhöhung der Freibeträge, 
d. h. eine Verminderung der Einsparungen durch 
die Anrechnung des eigenen Einkommens des Aus- 
zubildenden kann daher nicht zu einer Überschrei- 
tung der Ansätze in dem Haushalt 1971 und der 
Finanzplanung führen. 
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